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Gemeinsames Positionspapier  
zur Abgabe von Betäubungsmitteln  

bei Entlassung aus dem Krankenhaus 
 

Verbesserungen für Schmerzpatienten dringend erforderlich  
 
Die Mitgabe von Schmerz- und Betäubungsmitteln bei der Entlassung aus dem 
Krankenhaus ist zur Sicherstellung einer nahtlosen Versorgung vor einem Wochen-
ende für viele Patienten unentbehrlich und war deshalb seit Jahrzehnten gängige 
Praxis. Diese Mitgabe von Schmerz- und Betäubungsmitteln ist den Kliniken aktuell 
aber untersagt, da sie gegen die Regelungen des Betäubungsmittelgesetzes ver-
stößt und erhebliche strafrechtliche Konsequenzen für die behandelnden Ärzte ha-
ben kann. Dies führt aktuell zu enormen Problemen bei der Sicherstellung der Ver-
sorgung nach Entlassung aus dem Krankenhaus für viele Patienten. 
 
Gegenwärtig ist die Abgabe eines Betäubungsmittels an die Patienten ausschließlich 
durch eine Krankenhausapotheke bzw. eine krankenhausversorgende Apotheke zu-
lässig - aber nicht mehr durch den behandelnden Arzt. Für die Krankenhäuser hat 
dies zur Folge, dass die für die Überbrückung eines Wochenendes erforderlichen 
Schmerzmittel für jeden Patienten für den Zeitpunkt der Entlassung bei der Kranken-
hausapotheke bzw. der krankenhausversorgenden Apotheke per ärztlicher Ver-
schreibung angefordert werden müssen und dann - per Botengang oder Kurierfahrt – 
von der Apotheke auf die jeweilige Krankenhausstation geliefert werden müssen. 
Dies ist insbesondere auch dann erforderlich, wenn das benötigte, identische Betäu-
bungsmittel bereits auf der Station für den Patienten vorrätig ist. Damit müssen auch 
die etwa 1.600 Krankenhäuser, die durch eine externe Krankenhausapotheke oder 
krankenhausversorgende Apotheke versorgt werden, die Schmerz- und Betäu-
bungsmittel i. d. R. per Kurierfahrt auf die Station bringen lassen, obwohl das benö-
tigte Präparat dort bereits verfügbar ist. 
 
Dies ist eine bürokratische Überregulierung, der keinerlei Verbesserungen der Arz-
neimitteltherapiesicherheit gegenüberstehen. Durch unnötige Botengänge, Kurier-
fahrten und Bestellvorgänge werden personelle und finanzielle Ressourcen gebun-
den, die für die Versorgung der Patienten nicht mehr zur Verfügung stehen. Aktuell 
führt dies bereits zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Versorgung von 
Schmerz- und Palliativpatienten nach der Entlassung aus dem Krankenhaus. Dies ist 
für Patienten und Mitarbeiter in den Krankenhäusern nicht länger akzeptabel.  
 
Wir fordern deshalb, dass die Mitgabe von Schmerz- und Betäubungsmitteln 
bei der Entlassung aus dem Krankenhaus zur Sicherstellung der nahtlosen 
Versorgung wieder möglich wird. Dazu muss das Betäubungsmittelgesetz 
dringend geändert werden. 
In der Anlage erhalten Sie weitere Informationen zum Hintergrund und Vorschläge 
für die gesetzlichen Anpassungen. 


